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Gerichtsbescheid kann gemäß § 158 SGG
durch Beschluss als unzulässig verworfen
werden, obwohl in diesem Fall weder vor
dem SG noch vor dem LSG eine
mündliche Verhandlung stattfindet. Es
genügt, wenn der Kläger im
Gerichtsbescheid zutreffend darüber
belehrt wurde, dass er die Möglichkeit
hat, mündliche Verhandlung vor dem SG
zu beantragen.

Normenkette SGG § 158
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Datum 17.04.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Ulm vom
15.10.2019 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.
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Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung eines orthopÃ¤dischen
BÃ¼roarbeitsstuhles zu Lasten der Beklagten als Leistung der Teilhabe am
Arbeitsleben (LTA).

Der 1956 geborene KlÃ¤ger arbeitet in Vollzeit als technischer Angestellter mit
Ã¼berwiegender Bildschirmarbeit und wurde bereits 1997 und 2007 mit
orthopÃ¤dischen BÃ¼roarbeitsstÃ¼hlen als LTA versorgt.

Am 21.03.2016 beantragte der KlÃ¤ger die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die
Anschaffung eines orthopÃ¤dischen BÃ¼roarbeitsstuhles entsprechend des
Kostenvoranschlages vom 03.03.2016 iHv 635,46 EUR brutto. Der Beklagte lehnte
den Antrag mit Bescheid vom 24.03.2016 ab, da ein ergonomischer
BÃ¼roarbeitsstuhl, welcher vom Arbeitgeber zu stellen sei, ausreichend sei. Den
hiergegen gerichteten Widerspruch des KlÃ¤gers wies sie mit Widerspruchsbescheid
vom 25.02.2017 zurÃ¼ck.

Am 20.2.2017 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Ulm (SG) erhoben. Das SG
hat zunÃ¤chst die behandelnden FachÃ¤rzte fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. H. und Dr. R.
schriftlich vernommen und anschlieÃ�end beim Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. E.
ein Gutachten eingeholt. In seinem Gutachten vom 05.04.2019 hat dieser
ausgefÃ¼hrt, der vom KlÃ¤ger innegehaltene BÃ¼roarbeitsplatz entspreche den
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen. Eine erhebliche GefÃ¤hrdung oder bereits
geminderte ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei nicht festzustellen. Es bestehe auch
nicht die Notwendigkeit, den Arbeitsplatz mit einem orthopÃ¤dischen
BÃ¼roarbeitsstuhl auszustatten. Die Ausstattungsmerkmale eines ergonomischen
BÃ¼roarbeitsstuhles, gegebenenfalls unter Hinzuziehung eines Sitzkissens, seien
ausreichend.

Nach entsprechender AnkÃ¼ndigung hat das SG die Klage mit Gerichtsbescheid
vom 15.10.2019 im Hinblick auf die Darlegungen des Gutachters Dr. E. abgewiesen.
Die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers bezogen auf seinen zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf
als technischer Angestellter sei weder gemindert noch erheblich gefÃ¤hrdet, so
dass die persÃ¶nlichen Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs 1 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) fÃ¼r die GewÃ¤hrung von weiteren LTA in Form der
Ausstattung des Arbeitsplatzes mit einem orthopÃ¤dischen BÃ¼roarbeitsstuhl nicht
erfÃ¼llt seien. Ebenso wenig komme ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von LTA-
MaÃ�nahmen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) bzw nach dem
ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) in Betracht. Die Entscheidung sei nicht
berufungsfÃ¤hig, da der Streitwert von 635,46 EUR brutto (auch unter
BerÃ¼cksichtigung der Preissteigerungen seit 2016) fÃ¼r das begehrte Modell
Tango die maÃ�gebliche Berufungssumme von 750,00 EUR nicht erreiche. In der
Rechtsmittelbelehrung des Gerichtsbescheides ist der KlÃ¤ger auf die MÃ¶glichkeit
einer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Berufung bzw eines Antrags auf
mÃ¼ndliche Verhandlung hingewiesen worden.

Gegen den seinem KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten am 17.10.2019 zugestellten
Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 12.11.2019 Berufung beim Landesozialgericht
Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt, ohne diese nÃ¤her zu begrÃ¼nden.
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Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Ulm vom 15.10.2019 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 24.03.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.02.2017 zu verpflichten, ihm als Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben die Anschaffung eines orthopÃ¤dischen
BÃ¼roarbeitsstuhles des Modells Tango zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt.

Parallel zu seiner Berufung hat der KlÃ¤ger am 04.12.2019 NZ (NZB) beim LSG
eingereicht (L 11 R 4108/19 NZB). Als BegrÃ¼ndung ist dargelegt worden, der
Gerichtsbescheid weiche von der Rechtsprechung ab. Die Leistungen seien im
vorliegenden Fall entgegen dem Gutachten erforderlich. Es sei auch eine
grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache gegeben, da eine abschlieÃ�ende BSG-
Rechtsprechung im allgemeinen Interesse liege. Hilfsweise werde ein
Verfahrensfehler geltend gemacht, dass die Auffassung des Gutachters vom SG
Ã¼bernommen worden sei, ohne dass sich das SG rechtlich mit den
Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen des beantragten BÃ¼rostuhles
auseinandergesetzt habe. Soweit zunÃ¤chst eine Berufung eingelegt worden sei
und nicht eine NZB, sei die Berufung als Beschwerde auszulegen. Die genaue
Ã�berprÃ¼fung der Voraussetzungen werde von der Berufungsabteilung in
Stuttgart vorgenommen, wÃ¤hrend die Berufung noch von der GeschÃ¤ftsstelle in
Ulm eingelegt worden sei. Die Akten hÃ¤tten sich erst am 19.11.2019 in Stuttgart
befunden, als die Frist bereits abgelaufen gewesen sei.

Mit Schreiben vom 23.03.2020 hat der Senat eine Entscheidung nach Â§ 158 Satz 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) in Aussicht gestellt und den Beteiligten Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben.

Wegen der weiteren Einzelheiten und des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird
auf den Inhalt der Gerichtsakten erster und zweiter Instanz sowie die beigezogenen
Verwaltungsakten Bezug genommen.

II.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist nicht statthaft und daher gemÃ¤Ã� Â§ 158 Satz 1
SGG als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Der Senat macht von dem ihm in Â§ 158 Satz 2 SGG eingerÃ¤umten Ermessen
dahingehend Gebrauch, dass die Entscheidung vorliegend durch Beschluss ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung ergeht. Der KlÃ¤ger ist hierzu angehÃ¶rt worden. Nach
den GrundsÃ¤tzen Ã¼ber die GewÃ¤hrung rechtlichen GehÃ¶rs ist der
BerufungsklÃ¤ger vor der Entscheidung darauf hinzuweisen, dass die Berufung
unzulÃ¤ssig sein kÃ¶nnte, aus welchem Grund dies der Fall und dass eine
Entscheidung durch Beschluss beabsichtigt ist. Ihm ist hierzu Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben (s hierzu Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
SGG, 12. Auflage 2017, Â§ 158 Rn 8 mwN). Dies ist vorliegend mit dem Schreiben
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des Gerichts vom 23.03.2020 erfolgt.

Dem steht nicht entgegen, dass damit weder in der ersten noch in der zweiten
Instanz eine mÃ¼ndliche Verhandlung stattgefunden hat. Zwar gebietet es das
Recht auf eine mÃ¼ndliche Verhandlung auch mit Blick auf Art 6 Abs 1 der
EuropÃ¤ischen Menschenrechtskonvention (EMRK) im Grundsatz, von einer
Entscheidung durch Beschluss nach Â§ 158 Satz 2 SGG abzusehen, wenn sich die
Berufung gegen einen Gerichtsbescheid richtet, auch wenn dies in Â§ 158 Satz 2
SGG â�� anders als in Â§ 153 Abs 4 Satz 1 SGG â�� nicht ausdrÃ¼cklich geregelt ist
(stÃ¤ndige Rspr, vgl BSG vom 30.10.2019, B 14 AS 7/19 B; vom 08.11.2005, B 1 KR
76/05 B, SozR 4-1500 Â§ 158 Nr 2 Rn 7 ff; vom 12.07.2012, B 14 AS 31/12 B, SozR
4-1500 Â§ 105 Nr 3 Rn 5; vom 08.04.2014, B 8 SO 22/14 B). Auf der anderen Seite
ist in der Rspr des BSG anerkannt, dass eine Entscheidung nach Â§ 158 Satz 2 SGG
ausnahmsweise zulÃ¤ssig sein kann, wenn sicher feststeht, dass in der Sache noch
eine mÃ¼ndliche Verhandlung vor dem SG stattfinden wird (BSG, Beschluss vom
30.10.2019 aaO mwN). Auch wenn vorliegend keine mÃ¼ndliche Verhandlung vor
dem SG mehr stattfinden wird, ist das Recht des KlÃ¤gers auf eine mÃ¼ndliche
Verhandlung gewahrt, weil er â�� entsprechend der zutreffenden Belehrung im
Gerichtsbescheid vom 15.09.2019 â�� die MÃ¶glichkeit hatte, mÃ¼ndliche
Verhandlung zu beantragen und damit seinen Anspruch auf eine mÃ¼ndliche
Verhandlung durchzusetzen. Dass der KlÃ¤ger von dieser MÃ¶glichkeit tatsÃ¤chlich
keinen Gebrauch gemacht hat, liegt allein in seinem Verantwortungsbereich und
fÃ¼hrt dazu, dass er sich auf eine Verletzung seines Rechtes auf mÃ¼ndliche
Verhandlung nicht berufen kann. Insofern ist auch in diesem Fall eine Entscheidung
durch Beschluss nach Â§ 158 Satz 2 SGG statthaft (so auch LSG Niedersachsen-
Bremen vom 09.05.2019, L 11 AS 13/19; LSG Berlin-Brandenburg vom 18.06.2010, 
L 10 AS 779/10; Keller in Meyer-Ladewig ua aaO Â§ 158 Rn 6; Wolff-Dellen in
Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Auflage 2014, Â§ 158, Rn 6; offengelassen in BSG vom
12.07.2012 aaO und vom 30.10.2019 aaO; aA Sommer in Roos/Wahrendorf, SGG, 1.
Auflage 2014, Â§ 158, Rn 9).

Vorliegend war die Berufung zu verwerfen, weil sie mangels Erreichens der
Berufungssumme nicht statthaft ist. Nach Â§ 144 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG bedarf die
Berufung der Zulassung in dem Urteil des Sozialgerichts oder auf Beschwerde durch
Beschluss des Landessozialgerichts, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes
bei einer Klage, die eine Geld-, Dienst- oder Sachleistung oder einen hierauf
gerichteten Verwaltungsakt betrifft, 750 Euro nicht Ã¼bersteigt. Dies gilt nach Â§
144 Abs 1 Satz 2 SGG nicht, wenn die Berufung wiederkehrende oder laufende
Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betrifft.

Der Wert des Beschwerdegegenstandes bestimmt sich nach dem Umfang, in dem
das SG dem Begehren des RechtsmittelfÃ¼hrers nicht gefolgt ist und was von
diesem mit seinen BerufungsantrÃ¤gen weiterverfolgt wird. Im hier anhÃ¤ngigen
Berufungsverfahren hat der KlÃ¤ger bisher keinen Antrag gestellt. Zur Bestimmung
der Beschwer kann der Senat daher nur auf den Antrag im erstinstanzlichen
Verfahren zurÃ¼ckgreifen. AusdrÃ¼cklich hat der KlÃ¤ger im Klageschriftsatz vom
16.03.2017 die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r "einen neu zu beschaffenden
orthopÃ¤dischen BÃ¼rostuhl" begehrt. Das SG hat diesen Antrag dahingehend
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ausgelegt, beantragt werde die Anschaffung eines orthopÃ¤dischen
BÃ¼roarbeitsstuhles des Modells Tango. Diese Auslegung des klÃ¤gerischen
Antrags hÃ¤lt der Senat fÃ¼r zutreffend. FÃ¼r die Auslegung prozessualer
AntrÃ¤ge bzw Begehren gilt Â§ 123 SGG, wonach das Gericht Ã¼ber die erhobenen
AnsprÃ¼che entscheidet, ohne an die Fassung der AntrÃ¤ge gebunden zu sein. Bei
der Auslegung von ErklÃ¤rungen ist nach den Â§Â§ 133, 157 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch (BGB) nicht allein an ihrem Wortlaut zu haften. Vielmehr sind alle
tatsÃ¤chlichen BegleitumstÃ¤nde der ErklÃ¤rung zu berÃ¼cksichtigen, die dafÃ¼r
von Bedeutung sein kÃ¶nnen, welchen Willen der ErklÃ¤rende bei seiner ErklÃ¤rung
gehabt hat und wie die ErklÃ¤rung von ihrem EmpfÃ¤nger zu verstehen war (BSG
vom 05.09.2019, B 8 SO 20/18 R; vom 08.12.1993, 10 RKg 19/92, SozR 3-1300 Â§
34 Nr 2).

Auch wenn der KlÃ¤ger sich in seinem schriftlichen Antrag im erstinstanzlichen
Verfahren zunÃ¤chst nicht auf ein bestimmtes BÃ¼rostuhlmodell festgelegt hat, hat
er ergÃ¤nzend im Schreiben vom 19.06.2017 dargelegt, das begehrte Modell, das
standardmÃ¤Ã�ig mit einem patentierten 360 Grad schwenkbaren SitzflÃ¤che
ausgestattet sei, sei ein "LÃ¶ffler Tango 245". Auch das VorgÃ¤ngermodell sei ein
"LÃ¶ffler Tango" gewesen, wie sich aus dem Angebot aus 2016 ergebe. Im Hinblick
auf die Worte "das begehrte Modell" und auch den Verweis auf den eingereichten
Kostenvoranschlag hÃ¤lt der Senat die Auslegung des SG, der KlÃ¤ger beantrage
eine Versorgung mit einem orthopÃ¤dischen BÃ¼rostuhl des Modells Tango, fÃ¼r
sachgerecht. Wie das SG geht auch der Senat davon aus, dass der KlÃ¤ger nicht
etwa nur die Erstattung der von ihm fÃ¼r einen Ersatzstuhl aufgewendeten Kosten
in HÃ¶he von 365,33 EUR (Rechnung vom 21.11.2017, Bl 102 SG-Akte) begehrt, da
dieser Ersatzstuhl nicht Ã¼ber eine verkÃ¼rzte SitzflÃ¤che verfÃ¼gt und damit den
AnsprÃ¼chen des KlÃ¤gers nicht gÃ¤nzlich genÃ¼gt. Doch letztlich ist der
Beschwerdewert von mehr als 750 EUR unter keinem Gesichtspunkt erreicht: Das
vom KlÃ¤ger ursprÃ¼nglich gewollte Modell kostete laut Kostenvoranschlag vom
03.03.2016 lediglich 535,46 EUR, und das aktuelle Modell Tango 245 kostet auch
heute nur 659,43 EUR (unverbindliche Preisempfehlung, vgl www.loeffler-
moebel.de, Stand 17.04.2020) und damit weniger als die notwendige
Berufungssumme. Gleiches gilt, wenn der KlÃ¤ger lediglich die Erstattung der
Kosten verlangte, die er fÃ¼r einen Ersatzstuhl aufgewendet hat. In diesem Fall
betrÃ¼ge die Beschwer sogar nur 365,33 EUR.

Auch stehen wiederkehrende oder laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr nicht
im Streit. Das SG hat die Berufung auch nicht zugelassen, sondern ausdrÃ¼cklich in
den UrteilsgrÃ¼nden darauf hingewiesen, die Berufungssumme sei nicht erreicht.
Dementsprechend ist auch die zutreffende Rechtsmittelbelehrung angefÃ¼gt
worden.

Das Begehren des KlÃ¤gers kann nicht als NZB ausgelegt oder in eine solche
umgedeutet werden. Hier hat der durch den V. sachkundig vertretene KlÃ¤ger mit
Schreiben 12.11.2019 ausdrÃ¼cklich "Berufung" gegen das Urteil des Sozialgerichts
eingelegt, obwohl im angefochtenen Gerichtsbescheid die fehlende
BerufungsfÃ¤higkeit begrÃ¼ndet und in der Rechtsmittelbelehrung die
Voraussetzungen fÃ¼r eine NZB im Einzelnen erlÃ¤utert worden sind. Im
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nachfolgenden Schriftsatz schaltete sich eine andere interne Stelle des V., die
Berufungsabteilung, in das "anhÃ¤ngige Berufungsverfahren" ein. GrÃ¼nde fÃ¼r
eine Zulassung der Berufung wurden bis zu diesem Zeitpunkt an keiner Stelle
geltend gemacht. Nach dem objektiven ErklÃ¤rungswert ist daher kein Raum fÃ¼r
eine Auslegung seiner Berufung als NZB, zumal grundsÃ¤tzlich davon auszugehen
ist, dass ein Beteiligter das Rechtsmittel einlegen will, das er konkret bezeichnet hat
(s hierzu Leitherer in Meyer-Ladewig ua aaO vor Â§ 143 Rdnr 15 b). Erst nach
Hinweis durch das Gericht, eine Berufung sei unzulÃ¤ssig, wird nun argumentiert,
soweit zunÃ¤chst eine Berufung eingelegt worden sei und nicht eine NZB, sei die
Berufung als Beschwerde auszulegen. Die genaue Ã�berprÃ¼fung der
Voraussetzungen werde von der Berufungsabteilung in Stuttgart vorgenommen,
wÃ¤hrend die Berufung noch von der GeschÃ¤ftsstelle in Ulm eingelegt worden sei.
Die Akten hÃ¤tten sich erst am 19.11.2019 in Stuttgart befunden, als die Frist
bereits abgelaufen gewesen sei. Es liegt auf der Hand, dass solche internen
ZustÃ¤ndigkeitsvereinbarungen nicht zu einer VerlÃ¤ngerung von Fristen bzw zu
einer anderen Auslegung eindeutiger ErklÃ¤rungen fÃ¼hren kÃ¶nnen.

Auch eine Umdeutung kommt nicht in Betracht. Der Begriff der Umdeutung wird im
Gesetz fÃ¼r fehlerhafte Verwaltungsakte (vgl Â§ 43 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch
[SGB X], Â§ 47 Verwaltungsverfahrensgesetz [VwVfG]) und fÃ¼r nichtige
RechtsgeschÃ¤fte verwendet (vgl die Ã�berschrift zu Â§ 140 BGB in der seit 01.01.
2002 geltenden Fassung). Da es sich bei einem unzulÃ¤ssigen Rechtsmittel weder
um das eine noch um das andere handelt, ist bei der Annahme von
UmdeutungsmÃ¶glichkeiten ZurÃ¼ckhaltung geboten (s hierzu und zum Folgenden
ausfÃ¼hrlich BSG vom 20.05.2003, B 1 KR 25/01 R, SozR 4â��1500 Â§ 158 Nr 1
mwN). Dennoch ist insbesondere fÃ¼r den Zivilprozess anerkannt, dass in
besonderen Konstellationen eine unzulÃ¤ssige Prozesshandlung und
ausnahmsweise auch eine RechtsmittelerklÃ¤rung in ein nach Intention und
rechtlicher Wirkung vergleichbares Pendant umzudeuten ist, wenn dessen
Voraussetzungen eingehalten sind, die Umdeutung dem Parteiwillen entspricht und
kein schutzwÃ¼rdiges Interesse des Prozessgegners entgegensteht (BSG vom
20.05.2003 unter Verweis auf Bundesgerichtshof [BGH] vom 01.06.1983, IVb ZR
365/81, FamRZ 1983, 892; BGH vom 25.11.1986, VI ZB 12/86, NJW 1987, 1204).
FÃ¼r das VerhÃ¤ltnis von Berufung und NZB kann das aber schon wegen der
unterschiedlichen Zielrichtung der beiden Rechtsmittel nicht gelten. Beide zielen
zwar im Ergebnis auf eine Ã�berprÃ¼fung der erstinstanzlichen Entscheidung durch
die hÃ¶here Instanz. Unmittelbar richtet sich die NZB aber nicht gegen den Ausgang
des erstinstanzlichen Verfahrens, sondern gegen eine prozessuale
Teilentscheidung; dementsprechend ist der PrÃ¼fungsgegenstand ein anderer als
im Berufungsverfahren. Infolgedessen lÃ¤sst sich die Vergleichbarkeit in Intention
und rechtlicher Wirkung nicht von vornherein bejahen. Es ist auch nicht in allen
FÃ¤llen als selbstverstÃ¤ndlich anzunehmen, dass die Umdeutung dem
Beteiligtenwillen entsprechen wÃ¼rde. Vielmehr erscheint es zumindest denkbar,
dass der RechtsmittelfÃ¼hrer den zusÃ¤tzlichen Aufwand einer NZB auf sich
genommen hÃ¤tte, wenn ihm die UnzulÃ¤ssigkeit der Berufung und der die
UnzulÃ¤ssigkeit begrÃ¼ndende geringe Beschwerdewert bewusst gewesen wÃ¤re.
Hinzu kommt nach der Rspr des BSG, dass im Verwaltungsprozess und speziell im
sozialgerichtlichen Verfahren die Umdeutung eines unzulÃ¤ssigen Rechtsmittels in
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das zulÃ¤ssige auch wegen der allen anfechtbaren Entscheidungen
beizufÃ¼genden Rechtsmittelbelehrung ausscheidet, durch IrrtÃ¼mer oder
Verwechslungen bei der Bezeichnung des Rechtsmittels weitgehend
ausgeschlossen sind (BSG vom 20.05.2003 aaO).

Nach alledem handelt es sich bei dem als "Berufung" bezeichneten Rechtsmittel des
KlÃ¤gers auch tatsÃ¤chlich um eine solche. Mangels Erreichens der
Berufungssumme ist diese aber nicht statthaft und war folglich als unzulÃ¤ssig zu
verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs 2 SGG
nicht vorliegen.

Erstellt am: 15.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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